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Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ra 2024/07/0165 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2015/03/0038 E 13. September 2016 VwSlg 19447 A/2016 RS 5 

Stammrechtssatz 

Auskünfte im Sinne der Auskunftspflichtgesetze des Bundes und der Länder haben stets 
Wissenserklärungen zum Gegenstand, wobei deren Inhalt ausschließlich solche Informationen sind, die 
zum Zeitpunkt der Anfrage der Verwaltung bereits bekannt sind und nicht erst von der ersuchten 
Verwaltungseinheit zum Zweck der Erfüllung der Auskunftspflicht beschafft werden müssen. 
Auskunftserteilung bedeutet die Weitergabe von Informationen über einen Akteninhalt, die in aller Regel 
nicht jene Detailliertheit an Informationen aufweisen wird, die bei der Einsicht in die Akten zu gewinnen 
wäre. Die Verwendung des Begriffs "Auskunft" bedingt, dass die Verwaltung nicht etwa zu 
umfangreichen Ausarbeitungen, zur Erstellung von Gutachten oder zur Beschaffung von auch anders 
zugänglichen Informationen verhalten ist. Aus dem Gesetz ist insofern ein Nachrang der 
Auskunftserteilung gegenüber den übrigen Aufgaben der Verwaltung ableitbar, woraus sich ergibt, dass 
Auskunftsbegehren konkrete, in der vorgesehenen kurzen Frist ohne Beeinträchtigung der übrigen 
Verwaltungsabläufe beantwortbare Fragen enthalten müssen (ErläutRV 41 BlgNR 17. GP, 3; VwGH vom 
9. September 2015, 2013/04/0021; vgl idS ferner etwa VwGH vom 26. November 2008, 2007/06/0084; 
VwGH vom 23. Juli 2013, 2010/05/0230). 
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